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Dieser Text enthält Passagen des Artikels Kommunikation er-
schwert des Autors, der am 29 April 2026 in der Tageszeitung 
junge Welt erschien. Bis zum 22. Juli 2026 sind elf Prozessta-
ge vergangen. Es wird unter anderem immer noch um die Be-
fangenheit der Richterin und die Zulassung von Beweisen in 
Richtung einer Mitschuld von Elbit Systems an Kriegsverbre-
chen gerungen. Unter ulm5.info gibt es Informationen direkt 
aus dem Umfeld der Ulm5, und beim Komitee für Grundrech-
te und Demokratie unter grundrechtekomitee.de regelmäßig 
Berichte von Prozessbeobachter:innen.

Auch nach dem zweiten Prozesstag gegen die mutmaßli-
chen Saboteure des israelischen Rüstungsunternehmens 
Elbit Systems in Ulm am 11. Mai 2026 war es in dem Ver-
fahren noch nicht zur Verlesung der Anklage gekommen. 
Im folgenden Artikel lesen Sie zuerst Eindrücke vom ers-
ten Prozesstage und danach mehr über den Befangenheits-
antrag gegen die Richter:innen, der IMI vorliegt. Zum Ab-
schluss wird auf die Strategie der Verteidigung eingegan-
gen:  Sie plädiert auf einen „rechtfertigenden Notstand“, 
wobei die Sachbeschädigung der Vereitelung von Strafta-
ten beziehungsweise Kriegsverbrechen diente. Mit dieser 
Strategie konnten in vergleichbaren Fällen in Großbritan-
nien schon gültige Präzedenzurteile erwirkt werden.

Prozesstag 1: Verteidigung auf der Anklagebank

Fast der gesamt Besucherraum steht auf und applaudiert, 
als Daniel, Crow, Leandra, Zo und Vi in den Saal geführt 
werden. Sie tragen Handschellen und sehen etwas müde 
aus, aber lächeln und kreuzen ihre Unterarme zum Gruß 
der palästinensischen Gefangenen, bevor sie sich in dem 
nach allen Seiten mit Sicherheitsglas abgetrennten Kasten 
setzen.

Am Montag, 27. April 2026 begann der Prozess gegen 
die sogenannten Ulm5. Die fünf Berliner*innen, einige 
aus anderen europäischen Ländern stammend, sind wegen 
Hausfriedensbruch und Sachbeschädigung, aber auch der 
Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung nach 
§129 angeklagt. Ihnen wird vorgeworfen, im September 
2025 in eine Produktionshalle der deutschen Tochter des 
israelischen Rüstungskonzerns Elbit Systems in Ulm ein-
gedrungen zu sein, ein Labor und andere Räume verwüs-

tet zu haben und dabei einen Sachschaden von mutmaß-
lich einer Million Euro verursacht zu haben. In Deutsch-
land war es die erste solche Attacke gegen Elbit. Doch das 
größte private Rüstungsunternehmen Israels, dass eigenen 
Angaben nach 80 Prozent der Drohnen des israelischen 
Militärs und ähnlich viel Bodenequipment liefert, war be-
sonders in Großbritannien und den USA schon mehrfach 
Ziel ähnlicher Aktionen. Wie die Vorgänger von Palestine 
Action in den anglophonen Ländern �lmten auch die 
Ulm5 sich während der Tat selbst. Das Video wurde in der 
selben Nacht noch von einem Account mit dem Namen 
Palestine Action Germany auf Instagram veröffentlicht. 
Danach schlossen die fünf sich in einen Raum des Gebäu-
des ein und warteten auf ihre Festnahme. 

Trotz der widerstandslosen Festnahme und dem offenen 
Zeigen ihrer Gesichter im Video nimmt die Staatsanwalt-
schaft teilweise wegen der ausländischen Staatsbürger-
schaften eine Fluchtgefahr an und rechtfertigt dies damit, 
dass die Ulm5 in Untersuchungshaft behalten werden. Die-
se überschreitet nun nicht nur die gesetzlich zulässige 
Höchstdauer von maximal sechs Monaten, sondern war 
durch besondere Einschränkungen auch höchst repressiv: 
seltene Treffen mit Angehörigen wurden von der Kriminal-
polizei überwacht und sogar aufgezeichnet, wie die Mutter 
einer Angeklagten im Gerichtssaal erzählt. Ein Angeklagter 
soll sogar 23 Stunden am Tag in Einzelhaft gehalten wor-
den sein, was laut UN-Abkommen als Folter gilt.

Die erhöhten Sicherheitsvorkehrungen bekommen 
auch Presse, Angehörige und Besucher:innen des Prozes-
ses zu spüren. Jede:r wird nicht nur wie am Flughafen ge-
scannt, sondern auch noch abgetastet und bekommt die 
Schuhe kontrolliert. Der Zuschauerbereich ist mit schuss-
sicherem Glas vom Verhandlungssaal getrennt. Ab Beginn 
des Einlasses bis zum Beginn der Verhandlung warten die 
Ersten rund zwei Stunden. Einige bleiben draußen stehen. 
Der Verhandlungssaal des Oberlandesgerichts direkt am 
Hochsicherheitsgefängnis Stammheim ist der am stärks-
ten gesicherte in Deutschland. Er hat nur rund siebzig Sit-
ze für Presse und Besucher:innen.

Der Prozess beginnt chaotisch. Nach der Einleitung der 
vorsitzenden Richterin hört man Fetzen von Anträgen, die 
einige der elf Anwält:innen einbringen möchten: Teilweise 
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sind die Mikrophone ausgeschaltet. Man hört „was sie sa-
gen verpufft“ von der Richterin und empörte Wiederholun-
gen aus der Verteidigung. Sie habe das Wort nicht erteilt, 
meint die Richterin. Endlich hört man einen Antrag des 
Rechtsanwalts Benjamin Düsberg, der die Sitzordnung 
beanstandet. Alle Mandant:innen hätten das Recht, zu je-
dem Zeitpunkt des Prozesses mit ihrer Verteidigung im 
Kontakt zu stehen, dies sei aber aufgrund der Sitzordnung 
nicht gegeben: Die Angeklagten sitzen in dem Glaskasten 
und die Anwälte vor ihnen im Sitzungssaal. Später beklagt 
Düsberg gegenüber dem Autor auch, dass die technische 
Anlage zur Kommunikation mit den Angeklagten nicht 
richtig funktioniert habe. Um Stellungnahme gebeten, le-
gitimiert die Anklageseite die Sitzordnung mit den Gege-
benheiten des Raumes, wo kein Platz für Sicherheitsperso-
nal sei, wenn die Angeklagten auch bei den Anwält:innen 
säßen. Man hört noch, dass ein Verteidiger einen Befan-
genheitsantrag gegen die drei Richter:innen stellt. Letzt-
lich urteilen der Richter:innen aber einfach, dass keine An-
träge angenommen werden, bis die Anklage verlesen sei. 
Daraufhin verlassen die Verteidiger:innen den Saal und der 
Prozess wird für zwei Stunden unterbrochen. 

Draußen empören sich die Verteidiger:innen weiter: 
Schon allein den Prozess in Stammheim führen zu wollen, 
widerspreche dem Neutralitätsgebot. Der Saal sei extra für 
die Prozesse der RAF-Terrorist:innen gebaut worden, und 
nun sollten „die mitrichtenden Schöffen sich frei machen 
von solchen Eindrücken?“ Vergleiche man Fälle mit einem 
ähnlich hohen Sachschaden, etwa eine Sabotage der letzten 
Generation auf Sylt, wären Angeklagte nicht in U-Haft zu-
halten und ihre Fälle vor gewöhnlichen Amtsgerichten zu 
verhandel. Im normalen Sitzungssaal des Oberlandesge-
richts Stuttgart wäre genügend Platz, dass die Angeklagten 
bei der Verteidigung sitzen könnten, und auch ausreichend 
Platz für Besucher:innen. Andere beklagen auch, dass selbst 
Mörder und Terrorverdächtige wie Beate Zschäpe keine 
Handschellen tragen mussten, aber die Ulm5 schon.

Der Nachmittag des ersten Verhandlungstags endet so-
gar noch schneller. Schon bevor die Angeklagten herein-
geführt werden, sitzen die Verteidiger:innen in dem Glas-
kasten, in den zuvor die Angeklagten geführt wurden. Sie 
wollen auf ihre Rechte – wie Sitzplätze für die Verteidi-
gung – verzichten, um ihren Mandant:innen einen fairen 
Prozess zu ermöglichen. Doch die vorsitzende Richterin 
lehnt dies ab und vertagt den Rest des Prozesses auf den 
nächsten Sitzungstag. 

Dann wird man vielleicht endlich die Anklage und das 
von der Staatsanwaltschaft angestrebte Strafmaß hören. 
Auch das Plädoyer der Verteidigung, die die Sachbeschä-
digung der Mandant:innen als „nicht nur gerechtfertigt“, 
sondern angesichts des durch Israel mit Elbit-Waffen 
durchgeführten Genozids sogar als „geboten“ verstanden 
haben will, könnte dann ausgeführt werden. Und auch 
über den Befangenheitsantrag gegen die Richter:innen 
könnte dann entschieden werden. Düsberg begründet ihn 
gegenüber dem Autor damit, dass die Richterin „im Vor-

feld jede Kommunikation mit der Verteidigung verweigert 
habe“, während sie mit der Staatsanwaltschaft „munter 
kommuniziert“ habe. Doch so kam es nicht …

Befangenheit des Gerichts?

Wie bisher durchschien, lehnt die Verteidigung die Richter:
innen als befangen ab, einerseits da die Wahl des Gerichts-
saals und die „Sicherheitsvorkehrungen“ die Angeklagten 
„unter Verstoß gegen die Unschuldsvermutung der Öffent-
lichkeit und der Presse in einer Weise präsentiert, die bei 
einem unbefangenen Beobachter zwingend den Eindruck 
vermittelt, ihre Schuld stehe bereits fest“1 und andererseits 
weil die vertrauliche Kommunikation zwischen Verteidi-
gung und Angeklagten nicht gegeben sei.

So heißt es in einer Pressemitteilung der Verteidigung 
vom 7. Mai 2026: „Selbst eine nicht-vertrauliche Kom-
munikation mit den Angeklagten“ sei „immer wieder 
durch technische Probleme unterbrochen“ worden, und 
„bei einigen Verteidiger:innen [...] am ersten Hauptver-
handlungstag zu keinem Zeitpunkt möglich“ gewesen. In 
einer späteren Pressemitteilung vom 12. Mai wird aus-
führlich kritisiert, dass „Informationen über die Mikro-
phone mehrmals wiederholt werden mussten, was zu Ver-
wirrung und Verzögerungen führte. Eine der Angeklagten 
war sogar auf der Zuschauertribüne zu hören, als sie über 
die Gegensprechanlage mit ihrem Verteidiger sprach.“2

Eine vertrauliche Kommunikation sei auch deswegen 
„strukturell ausgeschlossen“ gewesen, weil die Angeklag-
ten beim Versuch der Kommunikation mit ihren Anwält:
innen „mithörbar für die anwesenden Justizbeamten und 
die Mitangeklagten“ im Glaskasten in offene Mikrophone 
sprechen mussten, heißt es in einer schriftlichen Begrün-
dung des Befangenheitsantrags der Verteidigung, der IMI 
vorliegt. Weil auch die Verteidiger:innen für diesen Kon-
takt ein Headset tragen müssen, könnten „die Verteidiger:
innen währenddessen das weitere Geschehen der Haupt-
verhandlung wegen der aufgesetzten Kopfhörer nicht mehr 
verfolgen. Auch die Angeklagten hörten“ wohl „lediglich 
entweder die Verteidigung oder die Dolmetscherin.“

Beide Umstände, die den Angeklagten grundsätzliche 
Rechte verweigern, sind auf die Wahl des am Hochsicher-
heitsgefängnis angeschlossenen Gerichtssaals als Ver-
handlungsraum zurückzuführen. Daher leitet Rechtsan-
walt Düsberg seine schriftliche Begründung des Befan-
genheitsantrags mit der Klarstellung ein, dass den Ange-
klagten „keine gegen Menschen gerichtete Gewalttaten 
zur Last gelegt“ werden. Somit seien „Anhaltspunkte da-
für, dass besondere Sicherheitsmaßnahmen erforderlich 
sein könnten,“ nicht erkennbar. Einen Grund für eine Ver-
fahrensführung in Stammheim hätte „die abgelehnte Vor-
sitzende trotz ausdrücklicher schriftlicher Anfrage nicht 
mitgeteilt; andere geeignete Räume wurden zu keinem 
Zeitpunkt angefragt.“

Am ersten Verhandlungstag begründete auch die An-
klage die getrennte Sitzordnung nur mit den „Gegebenhei-
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ten des Raumes“ und nicht mit irgendeiner Gefahr durch 
die Angeklagten.

Bei einem kurzfristig einseitig festgesetzten Besichti-
gungstermin hätte die vorsitzende Richterin auf die Frage, 
ob die Sitzordnung ein Beieinandersitzen von Verteidigung 
und Angeklagten ermöglichen werde, geantwortet, dass sie 
„damit grundsätzlich kein Problem“ habe. Eine abschlie-
ßende Antwort blieb jedoch aus, bis die Beteiligten am Pro-
zesstag mit der beschriebenen Sitzordnung konfrontiert wa-
ren – wo dann jeder Einspruch dagegen abgewiesen wurde.

Plädoyer: Freispruch wegen Vereitelung 
von Stra�aten (Völkermord)

Die Repression des deutschen Staates gegen Gruppen und 
Einzelpersonen, die scheinbar gegen die Staatsräson ver-
stoßen, musste in letzter Zeit Rückschläge einstecken. So 
unterlag beispielsweise der Verfassungsschutz in erster In-
stanz gegen den Verein Jüdische Stimme für einen gerech-
ten Frieden in Nahost, die gegen ihre Au�istung als extre-
mistischer Verdachtsfall klagte.3 Und das Berliner Verwal-
tungsgericht erklärte die Ausweisung einer pro-palästi-
nensischen Aktivistin für rechtswidrig.4 Doch die Ulm5 
sollen wohl die ganze Härte des Gesetzes spüren. 

Nach dem Plädoyer der Verteidigung sollen die Ange-
klagten jedoch sogar einen Freispruch bekommen. Ihrer 
Meinung nach liege ein „rechtfertigender Notstand“ vor, 
da die Produkte von Elbit Systems bei israelischen 
Kriegsverbrechen verwendet würden und die Bundesre-
gierung durch die „Duldung“ der Waffenexporte „ihre 
völkerrechtlichen P�ichten“ missachte, wie Nina Onèr, 
die Verteidigerin einer der Angeklagten, gegenüber der 
Tageszeitung jungen Welt es ausführte. Im Prozess sei 
dann herauszuarbeiten, „dass die Aktion ein �nales Mittel 
zum Protest gegen diese Duldung war.“5

Ähnliche Verteidigungsstrategien und auch erfolgrei-
ches Durchfechten zu entsprechenden Urteilen gab es in 
Großbritannien schon mehrfach. Im Februar 2026 wurden 
sechs der sogenannten Filton24 – ursprünglich 24 Inhaf-
tierte, die wegen Aktionen gegen Elbit Systems im Stadt-
viertel Filton des britischen Bristols festgehalten werden 
– für nicht schuldig befunden, da ihre laut Anklage mit 
„Waffen“ ausgeführten Aktionen der „Vorbeugung von 
Gewalt“ dienten.6 Ähnliche Urteile hatte es dort auch 
schon vorher bei Sachbeschädigungen bei Rüstungspro-
duzenten gegeben.

Nicht nur die sechs Nicht-Verurteilten (fast synonym mit 
Freigesprochenen) sondern insgesamt 23 der Filton24 wur-
den daraufhin nach jahrelanger U-Haft wegen „Terrorver-
dachts“ freigelassen, wenn auch z.T. nur mit elektroni-
schen Fußfesseln.7 Kurz darauf urteilte der Hohe Gerichts-
hof des Vereinigten Königreichs, dass auch die Einstufung 
von Palestine Action als Terrorgruppe – über die IMI zuvor 
berichtete8 – nicht verhältnismäßig sei.9 Tausende Unter-
stützer:innen wurden wegen Solidaritätsbekundungen an-
geklagt, da schon die Unterstützung einer Terrororganisa-

tion strafbar ist. Die Regierung beugt sich dem Urteil des 
Hohen Gerichtshofs jedoch auch nicht und hat die Einstu-
fung als Terrororganisation nicht zurückgenommen. Vier 
der Filton24 wurden auch als „Terroristen“ überwiegend 
nur der Sachbeschädigung verurteilt, andere Verfahren be-
ginnen nun im September und eine Person sitzt weiterhin 
seit über 10 Monaten in Untersuchungshaft.10

Elbits Mitschuld

Ob sich die israelischen Kriegsverbrechen als zu einem 
Völkermord gehörend entpuppen, beziehunsweise ob z.B. 
der Internationale Gerichtshof dies bestätigt, wird für das 
Verfahren gegen die Ulm5 letztlich unerheblich sein. 
Kriegsverbrechen durch die israelische Armee sind aus-
reichend dokumentiert, sodass diese bei Waffenlieferun-
gen erwartet werden könnten. Allerdings muss die Vertei-
digung nachweisen, dass wirklich Waffen aus Elbits Ul-
mer Werk nach Israel gelangten. Dies, kündigen die An-
wält:innen an, werde im Laufe des Verfahrens geschehen.

Das irische Magazin The Ditch gibt an, solche Liefe-
rungen aus dem Elbit Werk in Ulm nach Israel dokumen-
tiert zu haben. Bei mindestens einer Lieferung sollen la-
serbasierte Zielerfassungssysteme an Schwester�rmen in 
Israel geliefert worden sein.11 Eine Weitergabe an die isra-
elischen Streitkräfte von dort liegt dabei nahe, bzw. kann 
zumindest nicht ausgeschlossen werden.

Ob die Verteidigung mit ihrer Linie Recht behält oder 
ob zumindest die Bedingungen der Verhandlung so ange-
passt werden, wie es die Verteidiger:innen zumindest in 
ihren Befangenheitsanträgen fordern, wird sich zeigen. Si-
cher ist, dass das Verfahren aus den ausgeführten Gründen 
interessant für Jurist:innen wie Öffentlichkeit zugleich blei-
ben sollte. Denn, wie es in der Pressemitteilung vom 12. 
Mai ausgedrückt ist, stehen „nicht nur die Ulm 5, sondern 
auch die deutsche Justiz […] in Stammheim vor Gericht.“
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